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Externe Ausgleichsfläche in der Westeraue
für das Baugebiet "Orthagen" in Suttrop

M.1 : 10000

STADT WARSTEIN

Ortschaft Suttrop

Bebauungsplan "Orthagen"

Plan-Nr.: 70.12

Fachdienst Stadtenwicklung, Stand der Planung: 05/00

Durchführung des Verfahrens

Die Aufstellung
dieses Bebauungsplanes ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB am 01.12.1999 und 21.06.2000 vom Ausschuss für
Stadtentw icklung, Umwelt und Wirtschaftsförderung der Stadt Warstein beschlossen worden.

Der Aufstellungsbeschluss
wurde am 29.06.2000 im Amtsblatt der Stadt Warstein öffentlich bekannt gemacht.

Die frühzeitige Bürgerbeteiligung
gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in Form einer Bürgerversammlung am 01.02.2000. D ie Bekanntmachung hierzu wurde
am 20.01.2000 im Amtsblatt der Stadt Warstein veröffentlicht.

Der Entwurfsbeschluss
dieses Bebauungsplanes einschließlich der dazugehörigen Begründung wurde vom Ausschuss für Stadtenwicklung,
Umwelt und Wirtschaftsförderung der Stadt Warstein am 21.06.2000 gefasst.

Die öffentliche Auslegung
gem. § 3 Abs. 2 BauGB des Bebauungsplanes hat für die Dauer eines Monats vom 10.07. bis 10.08.2000
(einschließlich) statt gefunden. Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung wurden am 29.06.2000 ortsüblich bekannt
gemacht.
Gleichzeitig mit der Auslegung wurde die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 und 2 BauGB
durchgeführt. D iese erfolgte mit Schreiben vom 03.07.2000.

Warstein, den 23.10.2000

          gez. Juraschka
_____________________________
         (Bürgermeister)

Satzungsbeschluss
Aufgrund

§ 7 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.1999
(GV NRW S. 718),

§ 2 Abs. 1 und § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997
(BGBl. I. S. 2141), zuletzt ber ichtigt am 16.01.1998 (BGBl. I. S. 137),

§§ 1 ff. der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I. S. 132), zuletzt geändert durch das Investitionserleichterungs-
und Wohnbaulandgesetz vom 22.04.1993 (BGBl. I. S. 466),

§ 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung - (BauO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), zuletzt geändert am 09.05.2000 (GV NRW S. 439),

§ 51a des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) vom 25.06.1995
(GV NRW S. 926)

hat der Rat der Stadt Warstein am 25.09.2000 diesen Bebauungsplan als Satzung beschlossen.

          gez. Juraschka                              gez. Feldmann
_______________________________________________________
         (Bürgermeister)                              (Schriftführer)

Inkrafttreten
Der Beschluss über diesen Bebauungsplan w ird gem. § 10 Abs. 3 BauGB am 26.10.2000 ortsüblich bekannt gemacht.
In der Bekanntmachung w ird darauf hingew iesen, wo der Bebauungsplan eingesehen werden kann.
Mit der Bekanntmachung tr itt der Bebauungsplan in Kraft.

          gez. Juraschka
______________________________
         (Bürgermeister)

Entwurf und Bearbeitung:
Stadt Warstein, Fachdienst Stadtentw icklung, Team Stadtplanung

Warstein, den 20.10.2000

                gez. R . Wehage
__________________________________
                (Stadtplaner)

Die Planunterlage
genügt den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung 1990. D ie Darstellung der Planunterlage entspricht dem
Stand vom 27.10.1999. D ie Übertragbarkeit des Bebauungsplanes in die Örtlichkeit ist geometrisch einwandfrei
möglich.

Meschede, den 20.10.2000

     gez. Windeisen, ÖbVI
__________________________________
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Festsetzungen
(§ 1 und § 9 BauGB)

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

(2) Zulässig sind
1.  Wohngebäude,
2.  die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende
Handwerksbetriebe,
3.  Anlagen für k irchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportl iche Zwecke.

Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zulässig

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl, als Höchstmaß

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß

Traufhöhe ...m über natürlicher Geländeoberfläche als Höchstmaß
Im Plangebiet darf die mitt lere Traufhöhe (= arithmethisches Mittel) das Maß von 5,00 m über der natürlichen Geländeoberf läche nicht überschreiten.
Anfüllungen werden nicht berücksichtigt , bei Abgrabungen gilt  die geplante Geländeoberfläche.
Den maßgebenden Bezugspunkt über der natürlichen Geländeoberf läche bildet der oben als Traufhöhe bezeichnete Schnittpunkt der Außenkante
der Gebäudeaußenwand mit der Oberkante der Dachhaut.

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenze

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünflächen (öffentlich)

Spielplatz

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für  Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen , Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsgaragen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Zweckbestimmung:

Garagen

Stellplätze

Garagen und überdachte Stellplätze
s ind nur in der vorgesehenen Umgrenzung, innerhalb der Baugrenzen, sowie im Bereich zwischen öffent licher Verkehrsfläche und vorderer
Baugrenze zulässig.  Sonst ige Stellplätze sind nur im direkten Anschluß an die öffentliche Verkehrsf läche zulässig (§ 12 BauNVO).

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Leitungsrecht für Abwasserkanal

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
(§ 16 Abs. 5 BauNVO)

Gestaltungsvorschriften
(§ 9 Abs.m 4 BauGB in Verbindung mit § 86 BauONW)

Dächer:
Zulässig als Hauptdachform sind Sattel-, Walm- und Krüppelwalmdächer sowie Pultdächer.
Flachdächer s ind nur auf Garagen und Nebenanlagen zulässig.

Zulässige Dachneignug, ohne Toleranz

Dachaufbauten/ -Einschnitte:
Dachgauben sind nur bis max. 70% der Firstlänge zulässig.
Zu den Giebelinnenwänden ist ein Abstand von mind. 1,50m einzuhalten.
Loggien und Balkone als Dacheinschnitt sind nur bis max. 50% der Firstlänge zulässig.
Zu den Giebelinnenwänden ist ein Abstand von mind. 1,50m einzuhalten.

Einfriedungen:
Zur öffentlichen Verkehrsfläche dürfen Einfriedungen nur aus Holz oder als bodenständige Laubhecke bis zu
einer max. Höhe von 1,20m errichtet werden.
Hecken aus Nadelgehölzen sind als Anpflanzungen im Plangebiet unzulässig.
Mauern sind nur als Natursteinmauer, Naturstein-Trockenmauer sowie als Stützmauer zulässig.

Sonstige Darstellungen

Flurstücksgrenze mit Grenzsteinen

Geplante neue Flurstücksgrenzen

Höhenlinie mit Höhenangabe in Metern über NN

Aufschüttung

Abgrabung

Anzupflanzende Bäume (schematische Darstellung)

Anzupflanzende Sträucher (schematische Darstellung)

Hinweise

Bodendenkmäler
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/ oder naturgeschicht liche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit , Höhlen  und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/ oder
pflanzlichen Lebens  aus  erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Gemeinde als Untere
Denkmalbehörde und/ oder dem Westfälischen Amt für Archäologie/ Amt für Bodendenkmalpflege, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761-9375-0,
Fax  02761-2466) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§ 15 und
16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist
berecht igt,  das  Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschungen bis  zu sechs Monaten in Besitz zu nehmen
(§ 16 Abs . 4 DSchG NW).
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